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Vorwort

Lässt man die wichtigsten steuerlichen Entwicklungen des Jahres 2015 Revue passieren, fühlt

sich der Chronist unvermittelt in die Silvester-Routine des „Dinner for One“ versetzt: „The

same procedure as last year, Miss Sophie?“ – „The same procedure as every year, James.“

Auch mitten in der Legislaturperiode, eigentlich Hochkonjunktur für neue Steuerimpulse, las-

sen die großen Würfe in der Steuerpolitik auf sich warten. Die Halbzeitbilanz der Bundesre-

gierung muss deshalb auf eine Fülle kleinteiliger Gesetzesnovellen verweisen – oft Flickwerk

im Kampf gegen den Missbrauch oder Reaktion auf das Richterrecht aus München, Karlsruhe

oder Luxemburg. Dabei wäre angesichts gut gefüllter Kassen eine mutige Strukturreform – ge-

rade auch im Hinblick auf ein wettbewerbsfähigeres Unternehmenssteuerrecht – das Gebot der

Stunde.

Steueränderungen 2015/16: Auch ohne grundlegende Veränderung der steuerpolitischen Land-

schaft hat sich die (zugegeben risikolose) Vorhersage aus dem Vorjahr bewahrheitet, dass es

für die 14. Auflage dieser PwC-Jahreschronik nicht an Material mangeln wird. So gilt es für

den Rechtsanwender die Neuerungen im Steueränderungsgesetz 2015 oder im Bürokratie-

entlastungsgesetz genauso zu beachten wie das weitere Ringen um die „minimalinvasive“ An-

passung des Erbschaft- und Schenkungsteuergesetzes an die Rechtsprechung des BVerfG, die

geplante Modernisierung des Besteuerungsverfahrens oder den beabsichtigen Systemwechsel

in der Investmentbesteuerung. Im internationalen Bereich hat die BEPS-Initiative von

OECD/G20 das Berichtsjahr mit hoher medialer Präsenz dominiert. Bei aller Anerkennung der

Bemühungen um bessere weltweite Standards für fairen Steuerwettbewerb könnte in puncto

BEPS-Implementierung das Sprichwort „Ändern und Bessern sind zweierlei“ mahnend das

Eingangsschild eines deutschen Sitzungssaales zieren.

Ergänzt man die diversen gesetzgeberischen Initiativen um den Reaktionsbedarf auf Recht-

sprechung und Verwaltungsverlautbarungen des Jahres 2015, so zeigt sich, wie anspruchsvoll

das Schritthalten selbst für den mit der Steuermaterie Vertrauten mittlerweile geworden ist.

Hier setzt das Steuerjahrbuch an: Es liefert in bewährter Tradition Hinweise und Tipps für die

bessere Orientierung im Steuerdschungel. Die Chronik soll eine kompakte Informationsquelle

für alle sein, die sich der immer bedeutsamer werdenden Rolle der Steuerfunktion annehmen.

Wer im Unternehmen oder als Berater über diese Jahresberichterstattung hinaus immer auf

dem neuesten Stand bleiben will, dem sei mit der neuen PwC Tax App eine weitere Form des

Informationsangebots nahegelegt. Dort finden Sie tagesaktuelle Informationen und exklusives

Hintergrundwissen ab sofort bequem und direkt auf Ihrem Tablet oder Smartphone (Download

siehe unter „PwC Aktuell“).

„Qualität kommt von Quälen“ – so der Seufzer eines PwC-Experten bei der anspruchsvollen

Manuskripterstellung im Jahresendtrubel. Dem gesamten Autorenteam sei für das hohe Enga-

gement herzlich gedankt. Lob und Dank gebührt auch dem Haufe-Lexware Verlag für die er-

neut reibungslose Realisierung des Projekts. Gabi Stein hat über 14 Jahre das Jahrbuch ge-

meinsam mit Dieter Endres koordiniert und geprägt. Dessen Herausgeberrolle geht mit dieser

Auflage auf seinen Nachfolger als PwC Tax & Legal Vorstand Marius Möller über. Ad multos

annos!

Frankfurt am Main, im Januar 2016 Prof. Dr. Dieter Endres/Marius Möller
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i. S. d. im Sinne der/des/dieser

i. S. v. im Sinne von

i. V. m. in Verbindung mit

ID-Nr. Identifikationsnummer

IDW Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V.
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IT Informationstechnik

JStG Jahressteuergesetz
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KMU Kleinstunternehmen sowie kleinere und mittlere Unternehmen



28 Abkürzungsverzeichnis

KSt Körperschaftsteuer

KStG Körperschaftsteuergesetz

kW Kilowatt

KWG Kreditwesengesetz

LfSt Landesamt für Steuern
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max. Maximal

Mio. Million, Millionen

MNU multinationales Unternehmen

MwSt Mehrwertsteuer

MwStR MehrwertSteuerrecht (Fachzeitschrift)
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ten
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p. a. per anno
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rkr. rechtskräftig
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SolZ Solidaritätszuschlag

SolZG Solidaritätszuschlaggesetz

SortSchG Sortenschutzgesetz

st. Rspr. ständige Rechtsprechung

StB Steuerberater

StBerG Steuerberatungsgesetz

StbK Steuerberaterkammer

StDÜV Steuerdaten-Übermittlungsverordnung

StEd Steuer-Eildienst (Fachzeitschrift)

StEntlG Steuerentlastungsgesetz

SteuK Steuerrecht kurzgefaßt (Fachzeitschrift)

StGB Strafgesetzbuch

StPO Strafprozessordnung

StR-kompakt DER BETRIEB Steuerrechtsprechung kompakt (Online-Datenbank)

StuB Unternehmensteuern und Bilanzen (Fachzeitschrift)

StuW Steuer und Wirtschaft (Fachzeitschrift)

StVergAbG Steuervergünstigungsabbaugesetz

SvEV Sozialversicherungsentgeltverordnung

SZE Anlage zur Ermittlung der nichtabziehbaren Schuldzinsen bei Einzelunterneh-

men, Vordruck zur Einnahmenüberschussrechnung

TIEA Tax Information Exchange Agreement

TKG Telekommunikationsgesetz

TranspR Transportrecht (Fachzeitschrift)

TTR Total Tax Rate

Tz. Teilziffer, Teilziffern
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Unterabs. Unterabsatz
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UStDV Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung
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v. vom

v. H. von Hundert
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VermBG Vermögensbildungsgesetz
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VO Verordnung
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ZAG Zahlungsdiensteaufsichtsgesetz

ZESAR Zentrale Stelle zur Abrechnung von Arzneimittelrabatten

ZEV Zeitschrift für Erbrecht und Vermögensnachfolge (Fachzeitschrift)

ZEW Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung

ZK-DVO Zollkodex-Durchführungsverordnung
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A Neue Steuergesetzgebung

1 Steuergesetzänderungen, die 2015 in Kraft getreten

sind

1.1 Steueränderungsgesetz 2015

Mit dem Gesetz wurde die Protokollerklärung
1

der Bundesregierung zur Beratung des Zollko-

dexAnpG
2

im Bundesrat am 19.12.2014 umgesetzt. Die Bundesregierung hatte damals ange-

kündigt, noch offene und zu prüfende Ländervorschläge Anfang 2015 in einem Steuergesetz

aufzugreifen. Damit konnte sie die Anrufung des Vermittlungsausschusses zum im letzten Jahr

verabschiedeten ZollkodexAnpG vermeiden und sich die Zustimmung des Bundesrates zum

Gesetz sichern.

Ergebnis dieses „Versprechen“ im ersten Absatz der Protokollerklärung ist das Steuerände-

rungsgesetz 2015,
3

vormals bekannt als „Gesetz zur Umsetzung der Protokollerklärung zum

Gesetz zur Anpassung der Abgabenordnung an den Zollkodex der Union und zur Änderung

weiterer steuerlicher Vorschriften“, dessen wesentliche Regelungen im Folgenden dargestellt

werden.

Das Gesetz enthält u. a. die Erweiterung des Anwendungsbereichs der Konzernklausel nach

§ 8c KStG sowie die Beschränkung der Möglichkeit der Buchwertfortführung bei Einbrin-

gungsvorgängen nach §§ 20 ff. UmwStG, wenn sonstige Gegenleistungen gewährt werden.

Darüber hinaus wurde die Ersatzbemessungsgrundlage nach § 8 Abs. 2 GrEStG neu geregelt

nachdem das BVerfG die bisherige Regelung als verfassungswidrig eingestuft hat. Neben dem

obersten deutschen Gericht hat auch der EuGH „Mängel“ in der deutschen Steuergesetz-

gebung entdeckt, die den deutschen Gesetzgeber zu einer Ergänzung des § 6b EStG veranlass-

te.

Die vom Bundesrat angeregte Erweiterung des Inlandsbegriffs (§ 1 Abs. 1 S. 2 EStG, § 1

Abs. 3 KStG, § 2 Abs. 7 GewStG) hat unverändert Eingang in das Gesetz gefunden. Gleiches

gilt für die vorgeschlagene Änderung des § 44 Abs. 1 S. 3 EStG, der nunmehr eine Verpflich-

tung für Vergütungsschuldner vorsieht, bei der Erfüllung ihrer Steuereinbehaltens- und Abfüh-

rungsverpflichtungen einer veröffentlichten Auffassung des BMF zu folgen, sowie die gefor-

derte Änderung des § 44a Abs. 1 S. 1 EStG (Abstandnahme vom Steuerabzug). Auch die Ab-

schaffung der wirtschaftlichen Betrachtungsweise in § 1 Abs. 2a GrEStG bei mittelbaren Än-

derungen von Beteiligungsverhältnissen hat Eingang in das Steueränderungsgesetz 2015 ge-

funden. Wir verweisen bezüglich dieser Gesetzesänderungen auf unsere Ausführungen im

Steuerjahrbuch 2014/2015 (Kapitel A.4).

Andere, vom Bundesrat unterbreitete Vorschläge wurden dagegen nicht umgesetzt. Dies be-

trifft z. B. die

1

BT-Drs. 18/3158.

2

Gesetz zur Anpassung der Abgabenordnung an den Zollkodex der Union und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften

(ZollkodexAnpG) v. 22.12.2014, BGBl I 2014, S. 2417.

3

Gesetz v 2.11.2015, BGBl I 2015, S. 1834.
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! Forderung nach einer Beschränkung hybrider Steuergestaltungen durch eine Neuregelung

in § 4 Abs. 5a EStG – Betriebsausgabenabzugsverbot

! Anpassungen bei den Regelungen zur Schuldübernahme nach § 4f EStG

! Änderungen beim Einnahmenbegriff und Bewertung von Sachbezügen (§ 8 Abs. 2 EStG)

! Ausdehnung der Fälle von unentgeltlichen Übertragungen und Einbringungen in denen der

nachversteuerungspflichtige Betrag nach § 34a Abs. 7 EStG übergeht

! Erfassung der Veräußerungsgewinne auf Streubesitzbeteiligungen nach § 8b Abs. 4 KStG

! Erweiterung des Anwendungsbereichs des § 29 Abs. 1 Nr. 2 GewStG.

1.1.1 Erweiterung der Konzernklausel, § 8c KStG

§ 8c KStG wurde durch die Unternehmensteuerreform 2008 mit Wirkung ab dem VZ 2008

eingeführt. Die Norm regelt, dass Verlustvorträge und laufende Verluste einer Kapitalgesell-

schaft anteilig untergehen, wenn innerhalb von fünf Jahren mehr als 25 % der Antei-

le/Stimmrechte o. Ä. an einer Kapitalgesellschaft auf einen neuen Erwerber übertragen wer-

den. Bei Übergang von mehr als 50 % der Anteile/Stimmrechte gehen die Verlustvorträge und

laufenden Verluste vollständig unter. Durch die seit dem VZ 2010 anwendbare Konzernklau-

sel in S. 5 der Vorschrift sollen abweichend von diesem allgemeinen Grundsatz Verluste bei

konzerninternen Umstrukturierungen erhalten bleiben.

Die bisherige Ausgestaltung der Konzernklausel war Gegenstand vielfältiger Kritik. So wurde

beanstandet, dass der Anwendungsbereich der Konzernklausel aufgrund des Wortlauts der

Norm sehr eingeschränkt war. Demnach war bei Veräußerung oder Erwerb der Antei-

le/Stimmrechte durch die Konzernspitze die Norm nicht anwendbar, weil am übertragenden

und übernehmenden Rechtsträger nicht dieselbe Person beteiligt sein konnte. Auch die ein-

schränkende Auslegung des Begriffs „Person“ durch die Finanzverwaltung, nach deren Auf-

fassung eine Personengesellschaft nicht „dieselbe Person“ i. S. d. Konzernklausel sein konnte,

wurde kritisiert. Die Gesetzesänderung erweitert den Anwendungsbereich der Klausel hin-

sichtlich beider Aspekte.

Der neue § 8c Abs. 1 S. 5 KStG besteht aus drei Nummern:

! Nr. 1 betrifft Fälle, in denen die Muttergesellschaft die Anteile von einer nachgeordneten

Gesellschaft unmittelbar erwirbt, an der sie mittelbar oder unmittelbar zu 100 % beteiligt

ist.

! Nr. 2 erfasst Veräußerungen der Muttergesellschaft an nachgeordnete Gesellschaften, an

denen sie mittelbar oder unmittelbar zu 100 % beteiligt ist.

! Nr. 3 regelt die bisher erfassten Fallkonstellationen, erweitert um Personenhandelsgesell-

schaften als Konzernspitze.

Unter dem Begriff Personenhandelsgesellschaft i. S. d. Norm fallen ausweislich der Gesetzes-

begründung neben der OHG (§§ 105 ff. HGB) oder KG (§§ 161 ff. HGB) auch vergleichbare

ausländische Personenhandelsgesellschaften.
4

Nach Auffassung in der Literatur
5

könnten dazu

im Rahmen eines Rechtstypenvergleichs die Kriterien zur Abgrenzung zwischen einer OHG

und einer GbR herangezogen werden (z. B. Eintragung ins Handelsregister, Handelsrecht des

4

BT-Drs. 18/4902, S. 47.

5

Gläser/Zöller, BB 2015, S. 1117.
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ausländischen Staates). Zudem konstatiert die Gesetzesbegründung, dass sich die Anteile am

übertragenden und übernehmenden Rechtsträger zu 100 % im Gesamthandsvermögen der Per-

sonenhandelsgesellschaft befinden müssen, damit diese Konzernspitze i. S. d. Vorschrift sein

kann.

Praxishinweis

Die Erweiterung der Klausel ist rückwirkend auf Beteiligungserwerbe anwendbar, die nach

dem 31.12.2009 erfolgen, sofern die Veranlagungen der Verlustgesellschaft verfahrenstech-

nisch noch änderbar sind (§ 34 Abs. 6 S. 5 KStG).

Literaturhinweise: Ruhlmann, nwb 2015, S. 3450; Gläser/Zöller, BB 2015, S. 1117

1.1.2 Beschränkung der Buchwertfortführung bei sonstigen Gegenleistungen,

§ 20 ff. UmwStG

Das UmwStG verfolgt den Zweck, betriebswirtschaftlich sinnvolle Umstrukturierungen nicht

durch steuerliche Folgen zu behindern. In einzelnen Punkten ist das UmwStG nach Auffas-

sung des Gesetzgebers aber nicht folgerichtig ausgestaltet. Die bestehenden Gesetzeslücken

wurden gezielt für Steuergestaltungen ausgenutzt.

Grundsätzlich führt jeder Vermögenstransfer zwischen verschiedenen Rechtsträgern zu einer

Realisierung der in dem übertragenen Vermögen ruhenden stillen Reserven. Eine Ausnahme

hiervon ist nach dem Sinn und Zweck des UmwStG u. a. nur dann gerechtfertigt, soweit im

Zuge der Umwandlung Vermögen gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten und ohne fi-

nanzielle Gegenleistung übertragen wird. Dadurch wird u. a. gewährleistet, dass der übertra-

gende und der übernehmende Rechtsträger verbunden bleiben und das unternehmerische En-

gagement durch den übernehmenden Rechtsträger fortgesetzt wird. Soweit aber sonstige Ge-

genleistungen für die Vermögensübertragung erbracht werden, muss es grds. bei der Realisati-

on stiller Reserven bleiben.

Diesen Grundsätzen trugen die Umwandlungstatbestände der §§ 3 ff. und 11 ff. UmwStG be-

reits hinreichend Rechnung, während die Einbringungstatbestände Ausnahmen enthielten

(§ 20 Abs. 2 S. 4, § 21 Abs. 1 S. 3 UmwStG) oder gar keine Regelung (§ 24 UmwStG) trafen.

Damit war es nach bisheriger Rechtslage dem Einbringenden möglich, das eingebrachte Ver-

mögen „zu Geld zu machen“, ohne dafür sofort Steuern entrichten zu müssen. Eine Besteue-

rung erfolgte erst bei Veräußerung der einbringungsgeborenen Anteile, deren Anschaffungs-

kosten um die erhaltene Gegenleistung niedriger waren. Der Gewinn aus der Veräußerung der

Anteile wiederum ist zu 95 % (§ 8b KStG) bzw. 40 % steuerfrei. Sofern die Sieben-Jahres-

Frist eingehalten wird, kann diese Veräußerung ohne eine rückwirkende Besteuerung des Ein-

bringungsvorgangs erfolgen. Die bisherige Möglichkeit sonstige Gegenleistungen i. H. d.

Buchwerts des eingebrachten Betriebsvermögens erbringen zu können, ohne die Steuerneutra-

lität der Einbringung zu gefährden, wurde daher durch das Steueränderungsgesetz 2015 einge-

schränkt. Nach der neu eingefügten Nr. 4 in § 20 Abs. 2 S. 2 UmwStG können die Buchwerte

bei Erbringung sonstiger Gegenleistungen nur noch fortgeführt werden, soweit der gemeine

Wert der sonstigen Gegenleistungen nicht die Grenze von 25 % des Buchwerts des einge-

brachten Betriebsvermögens oder 500.000 €, höchstens jedoch den Buchwert des eingebrach-

ten Betriebsvermögens, übersteigt. Die Möglichkeit zur Buchwertfortführung besteht demnach

nur, soweit die Grenzen des § 20 Abs. 2 S. 2 Nr. 4 UmwStG nicht überschritten sind.
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Praxishinweis

Die Gesetzesbegründung (BT-Drs. 18/4902) enthält auf S. 49f. ein ausführliches Rechenbei-

spiel zur Neuregelung des § 20 Abs. 2 S. 2 Nr. 4 UmwStG.

Vergleichbare Änderungen wurden auch beim Anteilstausch (§ 21 Abs. 1 S. 2, 3 UmwStG)

oder bei Einbringung von Betriebsvermögen in eine Personengesellschaft (§ 24 Abs. 2 S. 2

Nr. 2 UmwStG) vorgenommen.

Die Ergänzung der o. g. Regelung für Einbringungen von Betriebsvermögen in eine Personen-

gesellschaft in § 24 Abs. 2 S. 2 UmwStG, obwohl § 24 UmwStG in seiner bisherigen Fassung

keine ausdrückliche Regelung hierzu enthielt, wonach im Zuge einer Einbringung eine sonsti-

ge Gegenleistung erbracht werden kann, ohne dass dies einer Buchwertfortführung entgegen-

steht, ist vom Gesetzgeber aufgrund der Rspr. des BFH für notwendig erachtet worden. Nach

Auffassung des Gerichts,
6

sei eine sonstige Gegenleistung bis zur Höhe des Buchwerts des

eingebrachten Betriebsvermögens zulässig.

Das Steueränderungsgesetz 2015 enthält auch korrespondierende Änderungen bezüglich der

Ersatztatbestände in § 22 Abs. 1 S. 6 UmwStG mit entsprechendem Verweis auf die Grenzen

von § 20 Abs. 2 S. 2 Nr. 4 und § 21 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 UmwStG. Danach soll eine rückwirken-

de Einbringungsgewinnbesteuerung zukünftig auch dann ausgelöst werden, wenn im Rahmen

einer Weitereinbringung oder Ketteneinbringung sperrfristbehafteter Anteile Gegenleistungen

erbracht werden, die die neuen Grenzen überschreiten. Die Folgeänderung in § 22 UmwStG

führt damit zu einer Nachversteuerung, sobald die schädlichen Grenzen überschritten sind und

nicht nur, soweit die Grenzen überschritten sind.

Die Neuregelungen sind erstmals auf Einbringungen anzuwenden, wenn in den Fällen der Ge-

samtrechtsnachfolge der Umwandlungsbeschluss nach dem 31.12.2014 erfolgt ist oder in den

anderen Fällen der Einbringungsvertrag nach dem 31.12.2014 geschlossen worden ist (§ 27

Abs. 14 UmwStG).

Literaturhinweis: Dr. Ott, StuB 2015, S. 909

1.1.3 Gesetzliche Neuregelung der Ersatzbemessungsgrundlage gem. § 8

Abs. 2 GrEStG

§ 8 Abs. 1 GrEStG bestimmt, dass die Bemessungsgrundlage dem Wert der Gegenleistung

entspricht. In den Fällen des Abs. 2 mangelt es an einer Gegenleistung, sodass es hier zur An-

wendung gesonderter Bewertungsvorschriften kommt. Die Ersatzbemessungsgrundlage spielt

gerade bei Umstrukturierungen und Anteilskaufvorgängen die grundbesitzende Gesellschaften

betreffen eine bedeutende Rolle.

Das BVerfG hält in seinem Beschluss v. 23.6.2015
7

die Ersatzbemessungsgrundlage für Zwe-

cke der GrESt nach § 8 Abs. 2 GrEStG für mit dem Gleichheitssatz nach Art. 3 Abs. 1 GG un-

vereinbar. Das Gericht hat daher dem Gesetzgeber aufgetragen, bis spätestens zum 30.6.2016

eine Neuregelung zu schaffen. Diese Neuregelung hat rückwirkend ab dem 1.1.2009 Anwen-

6

Urteil v. 18.9.2013, X R 42/10, BFHE 242, S. 489.

7

1 BvL 13/11, 1 BvL 14/11, BFH/NV 2015, S. 1325.



Steuergesetzänderungen, die 2015 in Kraft getreten sind 35 A
dung zu finden. Die zentralen Erwägungen des BVerfG im Hinblick auf die Verfassungswid-

rigkeit der Ersatzbemessungsgrundlage lassen sich wie folgt zusammenfassen:

Das BVerfG geht davon aus, dass der Wert der Gegenleistung (Regelbemessungsgrundlage

des § 8 Abs. 1 GrEStG) regelmäßig dem gemeinen Wert entspricht. Die nach den §§ 138 ff.

BewG ermittelten Werte (Ersatzbemessungsgrundlage nach § 8 Abs. 2 GrEStG) führen dage-

gen nach Auffassung des Gerichts zu weit unter dem gemeinen Wert liegenden Ergebnissen.

Der Gesetzgeber hat im Rahmen des Steueränderungsgesetzes 2015 bereits auf die Entschei-

dung des BVerfG reagiert und die für die ErbSt einschlägigen Bewertungsregeln für Grundbe-

sitz in den §§ 157 ff. BewG für Zwecke der Ermittlung der Ersatzbemessungsgrundlage des

§ 8 Abs. 2 GrEStG n. F. übernommen. Im Einklang mit der Anordnung des BVerfG sind diese

auf alle Erwerbsvorgänge, die nach dem 31.12.2008 verwirklicht werden anzuwenden (§ 23

Abs. 14 GrEStG).

Einer rückwirkenden Anwendung der neuen materiell-rechtlichen Regelungen zur Ersatzbe-

messungsgrundlage steht allerdings verfahrensrechtlich regelmäßig § 176 Abs. 1 S. 1 Nr. 1

AO entgegen. Dies gilt auch für nach § 165 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 AO vorläufig durchgeführte

GrESt-Festsetzungen und für vorläufig ergangene Feststellungsbescheide über die Bemes-

sungsgrundlage der GrEst sowie für Fälle in denen die Bescheide unter dem Vorbehalt der

Nachprüfung (§ 164 AO) erlassen wurden. Nur in folgenden Fällen ist eine rückwirkende An-

wendung der neuen materiell-rechtlichen Regelungen zur Ersatzbemessungsgrundlage mög-

lich, weil § 176 AO nicht anwendbar ist:

! Für einen Besteuerungsfall liegt noch überhaupt keine Steuerfestsetzung oder gesonderte

Feststellung vor (§ 176 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 AO gewährt nur Vertrauensschutz bei Erlass ei-

nes Änderungsbescheids, nicht aber bei Erlass eines „Erstbescheids“).

! Der Steuerpflichtige hat eine bereits vorgenommene erstmalige Steuerfestsetzung oder

erstmalige gesonderte Feststellung außergerichtlich mit dem Einspruch angefochten und es

ist noch keine Unanfechtbarkeit eingetreten. In diesem Fall kann der Einspruchsführer

aber durch eine Rücknahme seines Einspruchs eine Verböserung der angefochtenen Steu-

erfestsetzung verhindern. Allerdings können dann anderweitige Einwendungen gegen die

Höhe der Grunderwerbsteuer ebenfalls nicht geltend gemacht werden.

! Der Steuerpflichtige hat eine bereits vorgenommene erstmalige Steuerfestsetzung oder

erstmalige gesonderte Feststellung gerichtlich angefochten und es ist noch keine Unan-

fechtbarkeit eingetreten. In diesem Fall kann das FG die Steuerfestsetzung zwar nicht ver-

bösern, es kann aber einer anderweitig begründeten Klage die rückwirkende Neuregelung

saldierend gegenüberstellen.

§ 23 Abs. 14 S. 2 GrEStG stellt sicher, dass Steuerpflichtige, deren Steuerfestsetzung aufgrund

§ 176 AO ungeachtet der vom BVerfG geforderten rückwirkenden materiell-rechtlichen Neu-

regelungen unverändert bleiben muss, ab Inkrafttreten der Neuregelung zumindest die nach

bisherigem Recht festgesetzte Steuer entrichten müssen.

Literaturhinweis: Fertig, DStR 2015, S. 2160
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1.1.4 Steuerstundung bei Reinvestitionen in begünstige Wirtschaftsgüter, die

einer EU-/EWR-Betriebsstätte zuzuordnen sind, § 6b Abs. 2a EStG

§ 6b EStG ermöglicht es dem Steuerpflichtigen stille Reserven, die bei der Veräußerung von

bestimmten Anlagegütern (z. B. Gebäude oder Grund und Boden) aufgedeckt worden sind, bei

der Anschaffung oder Herstellung bestimmter anderer Wirtschaftsgüter (z. B. Gebäude oder

Grund und Boden) steuerfrei übertragen. Voraussetzung ist u. a., dass das neu angeschaffte

oder hergestellte Wirtschaftsgut zum Anlagevermögen einer inländischen Betriebsstätte ge-

hört. Reinvestitionen in Wirtschaftsgüter einer ausländischen Betriebsstätte sind hingegen

nicht nach § 6b EStG begünstigt (§ 6b Abs. 4 Nr. 3 EStG), sondern der Gewinn aus dem ver-

äußerten Wirtschaftsgut ist sofort in voller Höhe zu versteuern.

Der EuGH hat am 16.4.2015
8

entschieden, dass die Vorschrift des § 6b Abs. 4 Nr. 3 EStG ge-

gen die Niederlassungsfreiheit verstößt. Die sofortige Besteuerung der Gewinne aus dem Ver-

kauf des Wirtschaftsgutes in den Fällen, in denen die Steuerpflichtigen in Ersatzwirtschaftsgü-

ter einer ausländischen Betriebstätte investieren, stelle eine Diskriminierung dar. Das Gericht

hat sich damit im Ergebnis der Auffassung des FG München
9

sowie des Niedersächsischen

FG
10

angeschlossen. Beide hatten bereits ebenfalls die Vereinbarkeit der Norm mit EU-Recht

verneint und sich für die Bildung eines passiven Ausgleichspostens i. H. d. begünstigten stillen

Reserven ausgesprochen.

Wie bisher hat der Steuerpflichtige das Wahlrecht, den Gewinn sofort zu versteuern, ihn im

Wirtschaftsjahr der Veräußerung auf ein begünstigtes Reinvestitionsobjekt zu übertragen oder

eine Rücklage für eine zukünftige Investition zu bilden. Zusätzlich besteht nunmehr aufgrund

der Einfügung eines neuen Abs. 2a die Möglichkeit, auf Antrag bei einer beabsichtigten Inves-

tition im EU-/EWR-Raum die auf den Veräußerungsgewinn entfallende Steuer über einen

Zeitraum von fünf Jahren zu verteilen. Dieser Antrag kann nach S. 2 des neuen Abs. 2a nur im

Wirtschaftsjahr der Veräußerung der in § 6b Abs. 1 S. 1 EStG bezeichnete Wirtschaftsgüter

gestellt werden. Dabei soll es ausreichend sein, wenn der Antrag des Steuerpflichtigen zu-

sammen mit der Steuererklärung für das Veräußerungsjahr gestellt wird.
11

Die Neuregelung ist aufgrund der europarechtlichen Vorgaben zugunsten der Steuerpflichtigen

rückwirkend in allen noch offenen Fällen anzuwenden (§ 52 Abs. 14 S. 1 EStG). Aufgrund der

Notwendigkeit zur Antragstellung im Wirtschaftsjahr der Veräußerung läuft diese Regelung

allerdings ins Leere.

Ob der deutsche Gesetzgeber mit dieser Neuregelung, die keine vollständige Gleichbehand-

lung von Inlandssachverhalten und grenzüberschreitenden Sachverhalten herbeiführt, eine EU-

rechtskonforme Regelung geschaffen wurde, könnte fraglich sein. So kann z. B. im Inlandsfall

bei der Übertragung der stillen Reserven auf z. B. Grund und Boden der Veräußerungsgewinn

unendlich gestundet werden; im Auslandsfall erfolgt jedoch eine Versteuerung verteilt auf

fünf Jahre. Zudem bezieht sich die Stundung nur auf die ESt bzw. KSt und nicht auch auf die

GewSt.

8

C–591/13, Kommission/Deutschland, BFH/NV 2015, S. 941.

9

Urteil v. 7.7.2014, 5 K 1206/14, EFG 2014, S. 1775, Rev. eingelegt, Az. beim BFH IV R 35/14.

10

Urteil v. 1.12.2011, 6 K 435/09, rkr., EFG 2012, S. 1031.

11

BT-Drs. 18/6094, S. 82.
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Praxishinweis

In 2013 hat die Europäische Kommission gegen die Bundesrepublik Deutschland ein Ver-

tragsverletzungsverfahren betreffend der Voraussetzung in Nr. 2 des § 6b Abs. 4 S. 1 EStG

(Zugehörigkeit der veräußerten Wirtschaftsgüter zu inländischer Betriebsstätte) eingeleitet.

Literaturhinweise: Kanzler, nwb 2015, S. 3814; Prof. D. Adrian/Tigges, StuB 2015,

S. 858

1.2 Bürokratieentlastungsgesetz

Mit dem Ziel, den Erfüllungsaufwand für Unternehmen spürbar zu senken und vor allem klei-

ne und mittlere Unternehmen zu entlasten, hatte das Bundeskabinett am 11.12.2014

21 Maßnahmen zum Bürokratieabbau beschlossen, die bis zum Sommer 2015 umgesetzt wer-

den sollten. Schwerpunkte der Maßnahmen sind u. a.:

! Neue Bürokratie vermeiden (u. a. One-in-one-out, KMU-Test-Leitfaden, Onlineplattform);

! Steuer- und Bilanzrecht, Gewinnermittlung (u. a. elektronische Rechnung/Archivierung

stärken);

! Start-ups und Gründer entlasten (u. a. Entlastung von Melde- und Informationspflichten,

Einheitlicher Ansprechpartner 2.0);

! Unternehmen von Informations- und Statistikpflichten befreien (u. a. Zentrales Register

für die Energiewirtschaft/Reduzierung der 500 Meldepflichten im Energierecht; stärkere

Nutzung vorhandener Verwaltungsdaten, Anhebung der Meldeschwellen in der Intrahan-

delsstatistik);

! Bürokratieabbau in Verwaltungsverfahren forcieren (u. a. öffentliches Beschaffungswesen

vereinfachen, Zugang zu Förderprogrammen vereinfachen/ Genehmigungsverfahren be-

schleunigen).

Mit Verabschiedung des Bürokratieentlastungsgesetzes
12

wurden mehrere Maßnahmen des

Paketes „fristgerecht“ vor der parlamentarischen Sommerpause in ein Gesetz gegossen. Neben

der Anhebung der Schwellenwerte für Meldungen zur Intrahandelsstatistik (§ 30 Abs. 4 S. 1

der Außenhandelsstatistik-Durchführungsverordnung) sowie für Meldepflichten für Existenz-

gründer nach verschiedenen Wirtschaftsstatistikgesetzen und der Einführung von Schwellen-

werten für Meldepflichten für Existenzgründer nach dem Umweltstatistikgesetz, enthält das

Bürokratieentlastungsgesetz auch die Anhebung der Grenzbeträge für steuerliche und handels-

rechtliche Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten sowie Maßnahmen aus dem lohnsteuer-

lichen Verfahrensrecht.

1.2.1 Anhebung der Grenzwerte für die Buchführungs- und

Aufzeichnungspflichten, § 241a HGB, § 141 AO

Im Bereich der Buchführung soll eine Entlastung durch die Anhebung der Grenzwerte für die

Buchführungs- und Aufzeichnungspflichten im HGB sowie der AO erreicht werden. Dadurch

12

Gesetz v. 28.7.2015, BGBl I 2015, S. 1400.
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ist nunmehr eine größere Anzahl kleinerer Unternehmen als bislang von den Buchführungs-

und Aufzeichnungspflichten befreit. Gem. der Neufassung des § 241a HGB sowie des § 141

AO wurden die Schwellenwerte für den Umsatz sowie den Gewinn von 500.000 € bzw.

50.000 € um je 20% auf 600.000 € bzw. 60.000 € angehoben.

Die Neuregelungen sind erstmals auf Geschäftsjahre bzw. Gewinne für Wirtschaftsjahre an-

zuwenden, die nach dem 31.12.2015 beginnen (Art. 76 EGHGB; Art. 4 EGAO). Für Land-

und Forstwirte gilt die Neufassung des § 141 Abs. 1 Nr. 5 AO erstmals für Gewinne des Ka-

lenderjahres 2016.
13

Praxishinweis

! Die Anhebung der Grenzwerte bewirkt zugleich, dass für die befreiten Unternehmen auch

die Pflicht zur Aufstellung eines Jahresabschlusses nach § 242 Abs. 4 HGB entfällt.

! Die Übergangsregelungen in den Absätzen 8 und 9 des Art. 4 EGAO stellen sicher, dass

die Steuerpflichtigen keine Mitteilung über den Beginn der Buchführungspflicht erhalten,

für die ab dem Zeitpunkt der Verkündung dieses Gesetzes nach bisherigem Recht zwar ei-

ne Buchführungs- und Aufzeichnungspflicht besteht, jedoch nicht mehr nach der Neurege-

lung des § 141 Abs. 1 S. 1 Nr. 1, 4 und 5 AO in der Fassung des Bürokratieentlastungsge-

setzes.

Literaturhinweis: Prof. Dr. Zwirner/Kähler, DStR 2015, S. 2732

1.2.2 Zweijährige Gültigkeit des Faktors beim Faktorverfahren, § 39f EStG

Der individuell zutreffendste LSt-Abzug bei Ehegatten oder Lebenspartnern lässt sich durch

die Steuerklassenkombination IV/IV mit Faktor (Faktorverfahren) erzielen. Das Faktorverfah-

ren wurde mit Wirkung ab den VZ 2010 vor allem deshalb geschaffen, um Ehegat-

ten/Lebenspartnern, die den beruflichen Wiedereinstieg planen, in der Steuerklasse V jedoch

eine Hemmschwelle hierfür sehen, eine Alternative zur Steuerklasse V zu ermöglichen. Durch

das Faktorverfahren wird erreicht, dass bei jedem Ehegatten/Lebenspartner die steuerentlas-

tenden Vorschriften (Berücksichtigung des Grundfreibetrags und Wirkung des Splittingverfah-

rens) beim eigenen LSt-Abzug berücksichtigt werden. Der gemeinsame Antrag auf den Faktor

kann beim FA formlos gestellt werden. Hierbei müssen die voraussichtlichen Jahresarbeits-

löhne aus den ersten Dienstverhältnissen sowie Abzugs- und Hinzurechnungsbeträge nach

§ 39a EStG angegeben werden.

Der damit errechnete Faktor hatte bisher eine Gültigkeit von bis zu einem Kalenderjahr. Sollte

das Faktorverfahren darüber hinaus fortgeführt werden, musste ein erneuter gemeinsamer An-

trag gestellt werden. Um das Faktorverfahren zu vereinfachen und an die zweijährige Gültig-

keit der Freibeträge nach § 39a EStG anzupassen, wurde das Faktorverfahren durch das Büro-

kratieentlastungsgesetz dahingehend geändert, dass ein beantragter Faktor nicht mehr nur für

ein Kalenderjahr, sondern ebenfalls für bis zu zwei Kalenderjahre gültig ist.

Die Änderungen im Faktorverfahren sowie der Gleichlauf mit dem Freibetragsverfahren be-

dürfen einer technischen Umsetzung. Wann die hierfür erforderlichen Programmierarbeiten

abgeschlossen sein werden, steht noch nicht fest. Die Regelung ist daher erstmals für den VZ

anzuwenden, der auf den VZ folgt, in dem die technische Umsetzung abgeschlossen ist. Das

13

LSF Sachsen, Kurzinformation v. 30.9.2015, S 0311-7/1-211.
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BMF wird im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der Länder im Bundesgesetz-

blatt mitteilen, für welchen VZ die Regelung des § 39f Abs. 1 S. 9 bis 11 sowie Abs. 3 S. 1

EStG erstmals anzuwenden ist (§ 52 Abs. 37a EStG).

1.2.3 Anhebung der Pauschalierungsgrenze für kurzfristig Beschäftigte,

§ 40a EStG

Damit Arbeitgeber unkompliziert und kurzfristig Arbeitnehmer als Aushilfen beschäftigen

können, ermöglicht § 40a EStG die pauschale Erhebung der LSt mit 25 % des Arbeitslohns.

Durch diese Pauschalierung entfällt die – bezogen auf das kurzfristige Arbeitsverhältnis –

aufwendige Anwendung der elektronischen LSt-Abzugsmerkmale.

Eine kurzfristige Beschäftigung liegt vor bei Arbeitnehmern,

! die nicht länger als 18 zusammenhängende Arbeitstage beschäftigt werden,

! deren Beschäftigung zu einem unvorhersehbaren Zeitpunkt sofort erforderlich ist und

! deren Arbeitslohn bisher pro Arbeitstag durchschnittlich 62 € nicht übersteigt.

Als Folge der Einführung des gesetzlichen Mindestlohns wurde die tägliche Verdienstgrenze

von 62 € auf 68 € (8,50 € für acht Arbeitsstunden) angehoben.

Die Neufassung des § 40a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 EStG ist nach der allgemeinen Anwendungsrege-

lung in § 52 Abs. 1 EStG erstmals für den VZ 2015 anzuwenden.

1.2.4 Informationspflicht bei Abruf der Religionszugehörigkeit beim BZSt,

§ 51a EStG

In Vorbereitung des automatischen Abzugs der KiSt auf die Abgeltungssteuer mussten bisher

alle KiSt-Abzugsverpflichtete (das sind z. B. Kreditinstitute, Versicherungen, Kapitalgesell-

schaften, Genossenschaften) jährlich darüber informieren, dass ein Abruf der Religionszuge-

hörigkeit beim BZSt erfolgt bzw. dass ein diesbezügliches Widerspruchsrecht zum Abruf des

Kunden bzw. Anteilseigners besteht. Diese gesetzlich verordnete jährliche Informationspflicht

aller KiSt-Abzugsverpflichteter gegenüber allen Kunden und Anteilseignern führte in der Pra-

xis zu einer regelmäßig wiederkehrenden Mehrfachversorgung mit Information und damit zu

einem unnötigen hohen Aufwand in der Kommunikation. Die Unternehmen waren zudem da-

durch nicht nur mit dem Versand, sondern weitaus höher noch mit der Bearbeitung von Rück-

läufen und Nachfragen belastet. Mit der Neufassung des § 51a Abs. 2c S. 1 Nr. 3 S. 5 EStG

durch das Bürokratieentlastungsgesetz wurde die jährliche Informationspflicht nunmehr durch

eine einmalige und gezielt individuelle Information während des Bestehens der Geschäftsbe-

ziehung – rechtzeitig vor Beginn der Regel- und Anlassabfrage – ersetzt.

Mit der Formulierung „zumindest einmal“ definiert die Neuregelung dabei lediglich Mindest-

standards, sodass damit nicht ausgeschlossen wird, dass der KiSt-Abzugsverpflichtete auch

mehrfach informieren darf. Es ist also ausdrücklich zulässig – jedoch nicht mehr erforderlich –

ohne Prüfung, ob in der Vergangenheit bereits informiert worden ist, z. B. im Zusammenhang

mit einer bevorstehenden Anlassabfrage, erneut zu informieren.

Literaturhinweis: Schmidt, nwb 2014, S. 922 und S. 2112
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1.3 Gesetz zur Anhebung des Grundfreibetrags, des

Kinderfreibetrags, des Kindergeldes und des Kinderzuschlags

Bundestag und Bundesrat haben im Sommer 2015 das Gesetz zur Anhebung des Grundfreibe-

trags, des Kinderfreibetrags, des Kindergeldes und des Kinderzuschlags beschlossen.
14

Das

Gesetz bezweckt im Wesentlichen die steuerliche Entlastung der Familien und den Abbau der

kalten Progression.

Literaturhinweise: Hörster, nwb 2015, S. 2209; Seifert, StuB 2015, S. 510

1.3.1 Abbau der kalten Progression, § 32a EStG

Für den VZ 2015 wurde der Grundfreibetrag nach § 32a Abs. 1 Nr. 1 EStG von 8.354 € auf

8.472 € angehoben. Ab VZ 2016 erfolgt eine weitere Anhebung des Grundfreibetrags auf

8.652 €. Zusätzlich wurden auch die übrigen Tarifeckwerte um die kumulierte Inflationsrate

dieser Jahre (d. h. um 1,48 %) nach rechts verschoben um einen Ausgleich der in den Jahren

2014 und 2015 entstandenen sog. kalten Progression zu schaffen. Der Spitzensteuersatz von

45 % greift damit ab 2016 erst ab einem zu versteuernden Einkommen von 254.447 €.

§ 52 Abs. 32a EStG legt zudem fest, dass die Tarifentlastung für 2015 aufgrund der Anhebung

des Grundfreibetrags bei der Lohn- bzw. Gehaltsabrechnung für Dezember 2015 erfolgt. Bü-

rokratiekosten, die durch die Änderung einzelner Lohnabrechnungen entstehen würden, sollen

dadurch vermieden werden.
15

Literaturhinweis: Hörster, nwb 2015, S. 2209

1.3.2 Anhebung des Höchstbetrags nach § 33a Abs.1 S. 1 EStG

Als Folgeänderung zur Anhebung des steuerlichen Existenzminimums erhöht sich gem. § 33a

Abs. 1 S. 1 EStG der Höchstbetrag für die als außergewöhnliche Belastung berücksichtigungs-

fähigen Unterhaltsleistungen von 8.354 € auf 8.472 € für den VZ 2015 sowie auf 8.652 € für

VZ 2016.

1.3.3 Erhöhung von Kindergeld und Kinderfreibetrag, §§ 32 Abs. 6, 66

Abs. 1 EStG

Zur steuerlichen Entlastung der Familien wird der Freibetrag für das sächliche Existenzmini-

mum des Kindes (Kinderfreibetrag) gem. den Vorgaben des 10. Existenzminimumberichtes
16

erhöht. Das steuerlich freizustellende sächliche Existenzminimum ist in dem Bericht für Kin-

der für das Jahr 2015 mit 4.512 € festgestellt worden. Der Freibetrag für das sächliche Exis-

tenzminimum muss daher für jeden Elternteil auf 2.256 € (insgesamt 4.512 €) erhöht werden.

Diesem Erfordernis wurde durch die entsprechende Änderung des § 32 Abs. 6 EStG Genüge

getan. Durch die Erhöhung um jeweils 72 € (insgesamt 144 €) wird damit die verfassungskon-

14

Gesetz v. 16.7.2015, BGBl I 2015, S. 1202; OFD Frankfurt am Main, Verwaltungsanweisung v. 19.8.2015, S 2365 A – 32 – St

212.

15

LfSt Rheinland-Pfalz, Kurzinformation v. 10.8.2015, S 2365 A-St 31 6; BMF, Schreiben v. 8.9.2015, IV C 5 – S

2361/15/10001, BStBl I 2015, S. 676.

16

Bericht über die Höhe des steuerfrei zu stellenden Existenzminimums von Erwachsenen und Kindern für das Jahr 2016, BT-

Drs. 18/3893.



Steuergesetzänderungen, die 2015 in Kraft getreten sind 41 A
forme Besteuerung von Eltern für den VZ 2015 sichergestellt. Für 2016 erfolgt eine weitere

Anhebung des Kinderfreibetrags auf 2.304 €.

Korrespondierend zur Anpassung des Kinderfreibetrags erfolgt ebenfalls eine Anhebung des

Kindergeldes nach § 66 Abs. 1 EStG. Dieses beträgt rückwirkend ab dem 1.1.2015 (§ 52

Abs. 49a S. 3 EStG) monatlich 188 € für die ersten beiden Kinder, 194 € für das dritte Kind

sowie 219 € für die weiteren Kinder. Zum 1.1.2016 wird das monatliche Kindergeld nochmals

um jeweils 2 € erhöht (§ 52 Abs. 49a S. 4 EStG).

Praxishinweis

Als Folge der Anhebung des Kinderfreibetrags wurden die Sätze der „Düsseldorfer Tabelle“

zum 1.8.2015 an die veränderte Gesetzeslage angepasst.
17

Bis Ende 2015 bleibt es allerdings

aufgrund der einer Verwaltungsvereinfachung dienenden Übergangsvorschriften bei einer An-

rechnung des Kindergeldes in der bisherigen Höhe. Aufgrund der Mindestunterhaltsverord-

nung v. 3.12.2015
18

gilt Folgendes: Der Mindestunterhalt minderjähriger Kinder gem. § 1612a

Abs. 1 BGB beträgt monatlich ab dem 1.1.2016:

! 335 € (1. Altersstufe, bisher 328 €),

! 384 € (2. Altersstufe, bisher 376 €) und

! 450 € (3. Altersstufe, bisher 440 €).

Eine weitere Erhöhung des Mindestunterhalts ab dem 1.1.2017 steht bereits fest.

Zum 1.1.2016 erfolgte eine weitere Änderung der „Düsseldorfer Tabelle“. Auf den Bedarf des

Kindes ist nach § 1612b BGB das Kindergeld anzurechnen. Das Kindergeld beträgt ab dem

1.1.2016 für ein erstes und zweites Kind 190 €, für ein drittes Kind 196 € und für das vierte

und jedes weitere Kind 221 €. Das Kindergeld ist bei minderjährigen Kindern in der Regel zur

Hälfte auf den Unterhaltsbedarf anzurechnen. Der sich dann ergebende Zahlbetrag ist aus den

Tabellen im Anhang der „Düsseldorfer Tabelle“ ablesbar.
19

1.3.4 Anhebung des Entlastungsbetrags für Alleinerziehende, § 24b EStG

Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende gem. § 24b EStG wurde unter Berücksichtigung

der seit 2004 insgesamt gestiegenen Lebenshaltungskosten von derzeit 1.308 € rückwirkend ab

VZ 2015 auf 1.908 € angehoben. Zudem wird er nach der Zahl der im Haushalt des alleiner-

ziehenden Steuerpflichtigen lebenden Kinder gestaffelt und erhöht sich ab dem zweiten Kind

um jeweils 240 €.

1.4 Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz

Rechtzeitig vor Ablauf der Frist zur Transformation der Bilanzrichtlinie 2013/34/EU am

20.7.2015 hat der Bundestag am 18.6.2015 das Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetz (BilRUG)

verabschiedet, welches rd. drei Wochen später auch den Bundesrat unverändert passiert hat.
20

Kernziele des BilRUG sind es – entsprechend der EU-Bilanzrichtlinie – neben der Schaffung

17

Im Internet unter: http://www.olg-duesseldorf.nrw.de/infos/Duesseldorfer_tabelle/.

18

BGBl I 2015, S. 2188.

19

Quelle: OLG Düsseldorf PM Nr. 23 v. 10.12.2015.

20

Gesetz zur Umsetzung der RL 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates v. 26.6.2013 über den Jahresabschluss,

den konsolidierten Abschluss und damit verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter Rechtsformen und zur Änderung

der RL 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der RL 78/660/EWG und 83/349/EWG

des Rates (BilRUG), Gesetz v. 17.7.2015, BGBl I 2015, S. 1245.
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von Erleichterungen für kleine Unternehmen, die Vorschriften für die Rechnungslegung der

Unternehmen, die im europäischen Binnenmarkt agieren, weiter zu harmonisieren. Darüber

hinaus wurden Transparenzanforderungen für Unternehmen im Rohstoffsektor geschaffen.

Schließlich wurde das BilRUG auch dazu genutzt, redaktionelle Versehen aus früheren bilanz-

rechtlichen Änderungen zu beheben und Klarstellungen vorzunehmen.

Soweit nicht anders angegeben sind die Vorschriften in der Fassung des BilRUG erstmalig auf

Abschlüsse (Jahresabschlüsse/Konzernabschlüsse) für Geschäftsjahre anzuwenden, die nach

dem 31.12.2015 beginnen (Art. 75 Abs. 1 EGHGB).

Im Folgenden sollen die wesentlichen Neuregelungen des HGB dargestellt werden.

Bei den ebenfalls im BilRUG enthaltenen Änderungen des AktG, GmbHG sowie PublG han-

delt es sich vorwiegend um Folgeänderungen zu den materiellen Änderungen im HGB sowie

redaktionell bedingte Anpassungen, sodass auf eine gesonderte Erläuterung dieser Änderungen

hier verzichtet wird.

Literaturhinweise: Prof. Dr. Zwirner, DB 2015, Beilage 6 zu Heft 48; Prof. Dr. Zwirner,

StuB 2015, Beilage 2 zu Heft 21; PwC, DB 2015, Beilage 5 zu Heft 36

1.4.1 Änderungen hinsichtlich der Befreiungen und größenabhängige

Erleichterungen

1.4.1.1 Anpassung der Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der

Erleichterungsvorschrift des § 264 Abs. 3 HGB

Unter bestimmten Voraussetzungen sind in einen Konzernabschluss einbezogene Tochterun-

ternehmen nach § 264 Abs. 3 HGB von den besonderen Rechnungslegungs-, Prüfungs- und

Offenlegungspflichten für Kapitalgesellschaften befreit. Im Rahmen des BilRUG wurden diese

Voraussetzungen anlässlich der Neufassung der europäischen Vorgaben enger an den Text der

EU-Bilanzrichtlinie angepasst.

Die bisher in § 264 Abs. 3 Nr. 2 HGB geregelte Verlustübernahmepflicht wird dabei in eine

Einstandspflicht umgewandelt, wonach das Mutterunternehmen sich bereit erklären muss, für

die von dem Tochterunternehmen bis zum Abschlussstichtag eingegangenen Verpflichtungen

im folgenden Geschäftsjahr, also auf ein Jahr begrenzt, einzustehen. Hintergrund dessen ist,

dass die Befreiung des Tochterunternehmens nur in den Fällen möglich sein soll, wenn die

Nutzer der offenzulegenden Jahresabschlüsse des Tochterunternehmens – vor allem Vertrags-

partner und Kreditgeber – zur Einschätzung wirtschaftlicher Chancen und Risiken auch den

Konzernabschluss des Mutterunternehmens zugrunde legen können. Dies setzt voraus, dass sie

durch die Verpflichtungserklärung des Mutterunternehmens so gestellt werden, dass es für ihre

Forderungen im Wesentlichen auf die Vermögensverhältnisse des Mutterunternehmens an-

kommt, auch wenn das Tochterunternehmen Vertragspartner ist. Notwendig ist dazu zumin-

dest, dass das Mutterunternehmen etwaige Verluste des Tochterunternehmens (Jahresfehlbe-

träge) wie nach § 302 AktG ausgleicht. Darüber hinaus muss das Mutterunternehmen aber

auch Engpässe in der Liquidität des Tochterunternehmens ausgleichen, selbst wenn das Toch-

terunternehmen einen Jahresüberschuss ausgewiesen hat. Ein unmittelbarer Schuldbeitritt zu

den Verpflichtungen des Tochterunternehmens ist dazu nicht erforderlich. Die Verpflichtung

kann aber beispielsweise durch eine Nachschusspflicht oder eine Patronatserklärung gegen-

über dem Tochterunternehmen begründet werden.
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In § 264 Abs. 3 S. 2 HGB wird zudem nunmehr klargestellt, dass das Tochterunternehmen den

befreienden Konzernabschluss und Konzernlagebericht nicht mehr gesondert offenlegen muss,

wenn dies bereits durch das Mutterunternehmen erfolgt ist und die Unterlagen im Bundesan-

zeiger unter dem Tochterunternehmen auffindbar sind. Zudem ermöglicht § 264 Abs. 3 S. 3

HGB künftig die Inanspruchnahme der Erleichterungen nach § 264 Abs. 3 HGB auch, wenn

der befreiende Konzernabschluss und Konzernlagebericht in englischer Sprache offengelegt

wurde.

Praxishinweis

In seiner Begründung zur Beschlussempfehlung
21

führt der 6. Ausschuss aus, dass mit der Ein-

standsverpflichtung des Mutterunternehmens nicht zwingend eine Außenhaftung des Mutter-

unternehmens gegenüber Gläubigern des Tochterunternehmens gemeint ist. Es reicht eine In-

nenhaftung gegenüber dem Tochterunternehmen. Zudem führt der Ausschuss aus, dass eine

infolge eines Beherrschungs- oder Gewinnabführungsvertrags eintretende gesetzliche Verlust-

übernahme nach § 302 AktG und eine konzernrechtliche Verbundenheit der Unternehmen für

diese Einstandspflicht im Regelfall ausreicht. Entscheidend sei, dass das Mutterunternehmen

sicherstellt, dass das Tochterunternehmen jederzeit zur Erfüllung seiner Verpflichtungen in der

Lage ist und es bei Bedarf mit den notwendigen Mitteln ausstattet. Der Ausschuss geht daher

davon aus, dass mit der Streichung des Hinweises auf § 302 AktG keine Änderung der bishe-

rigen Praxis notwendig ist.

In der Begründung des Regierungsentwurfs
22

wird erörtert, dass die Einstandspflicht des Mut-

terunternehmens zu dem Zeitpunkt bestehen muss, zu dem das Tochterunternehmen die Be-

freiungsmöglichkeit nutzen will. Das bedeutet, dass bei Verzicht auf die Offenlegung des Jah-

resabschlusses zumindest während der gesetzlichen Offenlegungsfrist (und damit auch zur Zeit

der entfallenden Aufstellung, Prüfung und Feststellung des Jahresabschlusses) durchgehend

eine Einstandspflicht des Mutterunternehmens besteht. Ein späteres Erlöschen der Einstands-

pflicht sei hingegen unschädlich.

1.4.1.2 Erhöhung der Schwellenwerte nach § 267 HGB

Durch das BilRUG wurden die Schwellenwerte für Umsatzerlöse und Bilanzsumme in § 267

Abs. 1 und 2 HGB angehoben. Danach stellen sich die Schwellenwerte nunmehr wie folgt dar:

Bilanzsumme Umsatzerlöse

Kleine Kapital-

gesellschaft

bis 6 Mio. € (bisher 4,84 Mio. €) bis 12 Mio. € (bisher 9,68 Mio. €)

Mittelgroße

Kapitalgesell-

schaft

bis 20 Mio. € (bisher 19,25 Mio. €) bis 40 Mio. € (bisher 38,5 Mio. €)

Der Gesetzgeber erhofft sich dadurch eine erhebliche Kostensenkung für die begünstigten, vor

allem kleinen Unternehmen.

Wie bisher treten die Rechtsfolgen der Größenklasse nach § 267 Abs. 4 S. 1 HGB grds. nur

ein, wenn die Merkmale an zwei aufeinanderfolgenden Abschlussstichtagen über- oder unter-

21

BT-Drs. 18/5256.

22

BT-Drs. 18/4050.
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schritten werden, wobei für Fälle der Neugründung oder Umwandlung auf diese Kontinuität

verzichtet wird und das Über- oder Unterschreiten am ersten Abschlussstichtag nach der Neu-

gründung oder Umwandlung für maßgeblich erklärt. Im Rahmen des BilRUG wurde die Vor-

schrift um eine Rückausnahme für den Fall eines Formwechsels ergänzt (§ 267 Abs. 4 S. 3

HGB), sodass im Fall des Formwechsels insoweit wieder die allgemeine Regelung (Kontinui-

tät über zwei aufeinanderfolgende Geschäftsjahre) gilt.

§ 267 Abs. 4a HGB sieht zudem vor, dass bei der Berechnung der Bilanzsumme nach § 274

HGB angesetzte aktive latente Steuern zu berücksichtigen sind.

Praxishinweis

Nach der Übergangsregelung des Art. 75 Abs. 2 EGHGB kann die neue Fassung des § 267

Abs. 1 und 2 HGB bereits erstmals auf Jahresabschlüsse für nach dem 31.12.2013 beginnende

Geschäftsjahre angewandt werden. Wird davon Gebrauch gemacht, ist bei der Einstufung nach

§ 267 Abs. 4 HGB auf zwei aufeinander folgende Geschäftsjahre abzustellen. Das bedeutet,

dass bei der Einstufung für den Jahresabschluss zu dem nach dem 31.12.2013 beginnenden

Geschäftsjahr die Bilanzsumme, Umsatzerlöse und Beschäftigtenzahl nicht nur für den

Schluss dieses Geschäftsjahres, sondern zumindest auch des Vorjahres zu betrachten sind.

Unternehmen dürfen von der vorgezogenen Anwendung der erhöhten Schwellenwerte jedoch

nur Gebrauch machen, wenn sie auch die neue Definition der Umsatzerlöse nach § 277 Abs. 1

zugrunde legen.
23

1.4.1.3 Definition der Kleinstkapitalgesellschaften, § 267a Abs. 3 HGB

Die besonderen Erleichterungen für Kleinstkapitalgesellschaften bei der Bilanzierung und Of-

fenlegung werden durch den neu eingefügten Abs. 3 HGB für Investmentgesellschaften und

Beteiligungsgesellschaften eingeschränkt.

1.4.2 Änderungen im Rahmen der Bewertungsvorschriften

1.4.2.1 Abschreibung des Geschäfts-oder Firmenwerts und selbst erstellter immaterieller

Anlagen, § 253 Abs. 3 HGB

Gem. den neu eingefügten Sätze 3 und 4 des § 253 Abs. 3 HGB sind in den Fällen, in denen

die voraussichtliche Nutzungsdauer eines selbstgeschaffenen immateriellen Vermögensgegen-

stands des Anlagevermögens bzw. eines entgeltlich erworbenen Geschäfts- oder Firmenwerts

nicht verlässlich geschätzt werden kann, die planmäßigen Abschreibungen über einen Zeit-

raum von zehn Jahren vorzunehmen. Der Zeitraum, über den die Abschreibung erfolgt, ist

nach § 285 Nr. 13 HGB im Anhang und nach § 314 Abs. 1 Nr. 20 HGB im Konzernanhang zu

erläutern.

Auf die Steuerbilanz hat diese Änderung keine Auswirkung, denn es dürfen einerseits gem. § 5

Abs. 2 EStG nur die entgeltlich erworbenen immateriellen Wirtschaftsgüter des Anlagevermö-

gens aktiviert werden. Andererseits typisiert § 7 Abs. 1 S. 3 EStG für den entgeltlich erworbe-

nen Geschäfts- oder Firmenwert unverändert eine betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von

15 Jahren.

23

Siehe A.1.4.3.1.
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Die Neuregelung findet erstmals Anwendung auf immaterielle Vermögensgegenstände des

Anlagevermögens, die nach dem 31.12.2015 aktiviert wurden bzw. auf derivative Geschäfts-

oder Firmenwerte, die aus Erwerbsvorgängen herrühren, welche in Geschäftsjahren erfolgt

sind, die nach dem 31.12.2015 begonnen haben.

1.4.2.2 Ausschüttungssperre bei phasengleicher Vereinnahmung, § 272 Abs. 5 HGB

Das BilRUG führt des Weiteren eine neue Ausschüttungssperre auf phasengleich vereinnahm-

te Beteiligungserträge ein, sofern diese noch nicht zugeflossen sind oder noch kein Rechtsan-

spruch besteht. Der auf eine Beteiligung entfallende Teil des Jahresüberschusses in der Ge-

winn- und Verlustrechnung, der die als Dividende oder Gewinnanteil eingegangenen Beträge

oder bestehenden Zahlungsansprüche der Gesellschaft übersteigt, ist in eine Rücklage einzu-

stellen, die nicht ausgeschüttet werden darf. Die Rücklage ist aufzulösen, soweit die Kapital-

gesellschaft die Beträge vereinnahmt hat oder einen Anspruch auf ihre Zahlung erwirbt.

Unklar ist, warum die Positionierung in § 272 Abs. 5 HGB erfolgte und keine Zusammenfas-

sung mit den – bereits nach § 268 Abs. 8 HGB vorgesehenen Ausschüttungssperren – vorge-

nommen worden ist.

Diese Regelung findet keine Anwendung auf den Konzernabschluss, was in einer Änderung

von § 298 Abs. 1 HGB ausdrücklich festgehalten wird. Dies liegt daran, dass der Konzernab-

schluss keine Ausschüttungsbemessungsfunktion hat und die Regelung daher ins Leere laufen

würde.

1.4.3 Änderungen im Rahmen der Ausweisvorschriften

1.4.3.1 Neudefinition der Umsatzerlöse, § 277 Abs. 1 HGB

Bisher galten als Umsatzerlöse die Erlöse, welche aus dem Verkauf und der Vermietung oder

Verpachtung von für die gewöhnliche Geschäftstätigkeit der Kapitalgesellschaft typischen Er-

zeugnisse und Waren resultierten. Die Neuformulierung des § 277 Abs. 1 HGB führt nunmehr

zu einer veränderten Abgrenzung zwischen den Umsatzerlösen einerseits und den sonstigen

betrieblichen bzw. den außerordentlichen Erträgen andererseits. Im Unterschied zum bisheri-

gen Recht sind Umsatzerlöse nicht mehr nur auf für die gewöhnliche Geschäftstätigkeit typi-

schen Erzeugnisse und Waren bzw. Dienstleistungen beschränkt. Auch der Verkauf von Wa-

ren und Erzeugnissen bzw. die Erbringung von Dienstleistungen außerhalb der gewöhnlichen

Geschäftstätigkeit stellen nunmehr Umsatzerlöse und keine sonstigen betrieblichen Erträge

dar.

1.4.3.2 Wegfall des außerordentlichen Ergebnisses, §§ 275, 277 HGB

Einher mit der Ausweitung des Begriffs der Umsatzerlöse geht die Streichung der außeror-

dentlichen Erträge und Aufwendungen als gesonderte Posten der Gewinn- und Verlustrech-

nung (§§ 275 Abs. 2 und Abs. 3, 277 Abs. 4 HGB). Stattdessen erfolgt eine Angabe im An-

hang nach § 285 Nr. 31 HGB.

Das daraus resultierende Problem der noch nicht verrechneten Unterschiedsbeträge aus dem

Übergang auf das BilMoG im Jahr 2009, insb. bei Pensionsrückstellungen, wird durch Art. 75

Abs. 5 EGHGB gelöst. Danach sind solche Aufwendungen, respektive Erträge innerhalb der

sonstigen betrieblichen Aufwendungen als neuer Posten „Aufwendungen/Erträge nach Art. 67

Abs. 1 und 2 EGHGB“ gesondert anzugeben.
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1.4.4 Änderung der Vorschriften zu den Anhangangaben, §§ 284, 285 HGB

! § 284 Abs. 1 S. 1 HGB

Mit dem neu gefassten und erweiterten § 284 Abs. 1 S. 1 HGB wird Art. 15 der RL

2013/34/EU (EU-Bilanzrichtlinie) umgesetzt, der die Darstellung der zu den einzelnen

Posten der Bilanz oder der Gewinn- und Verlustrechnung vorgeschriebenen Angaben im

Anhang in der Reihenfolge der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung fordert.

! § 284 Abs. 3 HGB

Die Erweiterung des § 284 HGB um einen neuen Abs. 3 ist eine Folgeänderung zur Auf-

hebung von § 268 Abs. 2 HGB. Die Einzeldarstellung zu den Posten des Anlagevermö-

gens (etwa als Anlagengitter) ist nunmehr zwingend als Anhangangabe ausgestaltet, die

Möglichkeit des Ausweises in der Bilanz entfällt. Aus systematischen Gründen wird die

bisher in § 268 Abs. 2 HGB verankerte Regelung als nunmehr reine Anhangvorschrift in

einen neuen Abs. 3 von § 284 HGB verschoben.

Daneben legt die Vorschrift fest, dass die Abschreibungen nicht mehr nur in ihrer gesam-

ten Höhe darzustellen sind, sondern in ihrer gesamten Höhe zu Beginn und Ende des Ge-

schäftsjahres. Zudem sind die im Laufe des Geschäftsjahres vorgenommenen Abschrei-

bungen und die Änderungen in den Abschreibungen in ihrer gesamten Höhe im Zusam-

menhang mit Zu- und Abgängen sowie Umbuchungen im Laufe des Geschäftsjahres an-

zugeben.

Sofern in die Herstellungskosten Zinsen für Fremdkapital einbezogen worden sind, ist für

jeden Posten des Anlagevermögens der Betrag der im Geschäftsjahr aktivierten Zinsen an-

zugeben.

! § 285 Nr. 3a HGB

Die Neufassung der Nr. 3a ist eine Folgeänderung zu § 268 Abs. 7 HGB. Danach haben

Kapitalgesellschaften den Gesamtbetrag etwaiger finanzieller Verpflichtungen, Garantien

oder Eventualverbindlichkeiten, die nicht Gegenstand der Bilanz sind, zwingend im An-

hang anzugeben. Ein Ausweis unter der Bilanz ist nunmehr nicht mehr zulässig.

Zudem regelt die Vorschrift künftig – in Einklang mit der EU-Bilanzrichtlinie – die Pflicht

zu zusätzlichen Angaben bezüglich Verpflichtungen betreffend die Altersversorgung und

Verpflichtungen gegenüber assoziierten Unternehmen für die nicht bereits von § 268

Abs. 7 HGB erfassten Fälle.

! § 285 Nr. 11, 11b HGB

Die Neufassung des § 285 Nr. 11 HGB sieht Angaben zu Unternehmen (Name, Sitz, Ei-

genkapital, Ergebnis etc.) vor, an denen das berichtende Unternehmen eine Beteiligung

i. S. v. § 271 Abs. 1 HGB hält. Hiervon wird ausgegangen, wenn die berichtende Gesell-

schaft mindestens den fünften Teil der Anteile (d. h. mindestens 20 %) besitzt. Da die

Schwelle von 20 % lediglich eine Vermutung ist, trifft die Berichtspflicht auch jene Betei-

ligungen, die bei einer geringeren Beteiligungsquote dauerhaft dem Geschäftsbetrieb der

berichtenden Kapitalgesellschaft dienen sollen.

Um die Lesbarkeit von § 285 Nr. 11 HGB zu verbessern, wurde die bisher in Nr. 11 ent-

haltene Angabepflicht börsennotierter Kapitalgesellschaften ausgegliedert und in eine neue

Nr. 11b überführt. Börsennotierte Kapitalgesellschaften haben wie bisher alle Beteiligun-

gen an großen Kapitalgesellschaften anzugeben, die 5 % der Stimmrechte überschreiten
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! § 285 Nr. 15a HGB

Die neu eingeführte Nr. 15a dient der Klarstellung. AG und KGaA müssen nach § 160

AktG zusätzliche Anhangangaben im Hinblick auf den Bestand und Bestandsveränderun-

gen insb. an fremdgehaltenen und eigenen Aktien und Bezugsrechten. Auf andere Rechts-

formen – insb. die GmbH oder auf Personenhandelsgesellschaften – ist § 160 AktG nicht

anwendbar. Da bei diesen Rechtsformen Aktien und aktienrechtliche Bezugsrechte nicht

zulässig sind, bestand insofern auch kein Anwendungsfall für eine etwaige Anhangangabe.

Dagegen können andere Kapitalgesellschaften ebenso wie AG Genussrechte oder ähnliche

Rechte auf Gewinnbezug einräumen, deren Angabe die EU-Bilanzrichtlinie ebenfalls ver-

langt. Es ist somit nicht mehr wie bisher ausreichend, in § 160 Abs. 1 Nr. 6 AktG lediglich

für AG und KGaA entsprechende Regelungen vorzusehen. Entsprechend den Richtlinien-

vorgaben wurde daher eine einheitliche Regelung im HGB mit der Einführung des neuen

§ 285 Nr. 15a HGB geschaffen, während § 160 Abs. 1 Nr. 6 AktG aufgehoben und § 160

Abs. 1 Nr. 5 AktG entsprechend angepasst wurde. Die Angabe ist im Anhang der Kapital-

gesellschaft zu machen, die diese Rechte gewährt oder Wertpapiere ausgibt.

! § 285 Nr. 30 HGB

Die Norm regelt eine quantitative Berichtserstattungspflicht über Steuersalden und deren

Veränderung im Geschäftsjahr, wenn in der Bilanz latente Steuerschulden angesetzt wer-

den.

! § 285 Nr. 31 HGB

Die Vorschrift ist Folge des Wegfalls des Ausweises von außerordentlichen Posten in der

Gewinn- und Verlustrechnung. Vgl. hierzu auch A.1.4.3.2.

! § 285 Nr. 32 HGB

Die Norm fordert Erläuterungen zu periodenfremden Aufwendungen und Erträgen von

nicht untergeordneter Bedeutung. Es handelt sich hierbei lediglich um eine redaktionelle –

und keine inhaltliche – Änderung, da diese Vorschrift den bisherigen § 277 Abs. 4 S. 3

HGB ersetzt.

! § 285 Nr. 33 HGB

Danach sind Angaben zu wesentlichen Ereignissen nach dem Bilanzstichtag, die weder in

der Bilanz noch in der Gewinn- und Verlustrechnung berücksichtigt sind, unter Darstel-

lung ihrer Art und ihrer finanziellen Auswirkungen zu machen. Bisher enthielt das HGB

eine ähnliche Vorgabe in § 289 Abs. 2 Nr. 1 HGB für den Lagebericht, die durch das Bil-

RUG nunmehr aufgehoben wurde.

Nunmehr ist der Anhang Standort der Berichterstattung. Auch inhaltlich ergibt sich ein

Unterschied: Vorgänge von besonderer Bedeutung, die in der Bilanz oder in der Gewinn-

und Verlustrechnung schon berücksichtigt sind, müssen nicht noch einmal im Anhang

dargestellt werden. § 289 Abs. 2 Nr. 1 HGB sah diese Einschränkung bisher nicht vor. Auf

der anderen Seite sind künftig zusätzlich auch Art und finanzielle Auswirkung der Vor-

gänge von besonderer Bedeutung zu erläutern.

! § 285 Nr. 34 HGB

Nach der neu aufgenommenen Nr. 34 des § 285 HGB sind im Anhang auch Angaben zu

Vorschlägen oder den Beschluss über die Ergebnisverwendung zu machen.
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1.4.5 Änderungen bezüglich der Konzernabschlussvorschriften

1.4.5.1 Einbeziehung in den Gesamtkonzernabschluss eines Drittstaaten-

Mutterunternehmens, § 292 HGB

Bereits vor Geltung des BilRUG sah § 292 HGB i.V. m. der Konzernabschlussbefreiungsve-

rordnung (KonBefrV) die Möglichkeit vor, Mutterunternehmen, die gleichzeitig Tochterunter-

nehmen eines übergeordneten Mutterunternehmens mit Sitz in einem Drittstaat sind, unter be-

stimmten Voraussetzungen von der Pflicht zur Aufstellung, Prüfung und Offenlegung eines

Konzernabschlusses und Konzernlageberichts zu befreien. Die EU-Bilanzrichtlinie

2013/34/EU sieht bezüglich der erforderlichen Voraussetzungen einige Änderungen – teils

klarstellender Natur – vor, die im Rahmen des BilRUG in den § 292 HGB eingearbeitet wur-

den. Gleichzeitig hat der Gesetzgeber die KonBefrV aufgehoben und deren Gehalt redaktionell

in § 292 HGB integriert.

§ 292 HGB stellt nun klar, dass der übergeordnete Konzernabschluss nicht nur nach der RL

2013/34/EU oder gleichwertigen Vorgaben, sondern auch nach den im Einklang mit der Ver-

ordnung (EG) Nr. 1606/2002 angenommenen internationalen Rechnungslegungsstandards

oder diesen gleichwertigen Vorgaben aufgestellt worden sein kann, um Befreiungswirkung zu

vermitteln. Gefordert ist insb. die Gleichwertigkeit mit einem richtlinienkonformen Abschluss.

Die bisherig schon unstrittige Auffassung, dass ein IFRS-Konzernabschluss gleichwertig ist,

wurde durch eine Ergänzung von § 292 HGB explizit klargestellt. Entsprechend wird § 291

HGB betreffend die Befreiung durch EU/EWR-Konzernabschlüsse ergänzt.

1.4.5.2 Erhöhung der Schwellenwerte nach § 293 HGB

Neben den größenunabhängigen Möglichkeiten zur Befreiung von der Pflicht zur Konzern-

rechnungslegung durch Einbezug in einen Konzernabschluss auf höherer Ebene (§§ 291, 292

HGB) ermöglicht § 293 HGB eine Befreiung von der Pflicht zur Konzernrechnungslegung bei

Unterschreiten bestimmter Größenmerkmale. Im Rahmen des BilRUG wurden diese Schwel-

lenwerte erneut angehoben. Der deutsche Gesetzgeber hat sich dabei – wie auch bei den Bi-

lanzrechtsreformen in der Vergangenheit – an den nach der EU-Bilanzrichtlinie max. zulässi-

gen Schwellenwerten orientiert.

Bruttomethode Nettomethode

(§ 293 Abs. 1 Nr. 1 HGB) (§ 293 Abs. 1 Nr. 2 HGB)

Bilanzsumme 24 Mio. € (bisher 23,1 Mio. €) 20 Mio. € (bisher 19,25 Mio. €)

Umsatzerlöse 48 Mio. € (bisher 46,2 Mio. €) 40 Mio. € (bisher 38,5 Mio. €)

Unternehmen, die verpflichtet sind einen Konzernabschluss nach den IFRS zu erstellen, sind

von der Erhöhung der Schwellenwerte grds. nicht betroffen, da auf diese kapitalmarktorien-

tierten Unternehmen gem. Abs. 5 des § 293 HGB die Vorschriften zur größenabhängigen Be-

freiung keine Anwendung finden.

Mittels Verweis in § 293 Abs. 4 S. 2 HGB auf den neu eingeführten § 267 Abs. 4 S. 3 HGB

wird zudem klargestellt, dass im Fall eines Formwechsels die Befreiung von der Konzernrech-

nungslegungspflicht bei Überschreitung der Schwellenwerte bereits am ersten Abschlussstich-

tag nach diesem keine Anwendung findet, sofern der formwechselnde Rechtsträger eine Kapi-

talgesellschaft oder eine Personengesellschaft i. S. d. § 264a Abs. 1 HGB ist.
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Praxishinweis

Nach der Übergangsregelung des Art. 75 Abs. 2 EGHGB kann die neue Fassung des § 293

HGB bereits erstmals auf Konzernabschlüsse für nach dem 31.12.2013 beginnende Geschäfts-

jahre angewandt werden. Dies setzt aber voraus, dass die neue Umsatzdefinition nach § 277

Abs. 1 HGB zugrunde gelegt wird.
24

1.4.5.3 Erstkonsolidierung bei Abweichung von Erwerbs- und Einbeziehungszeitpunkt,

§§ 301, 312 HGB

Nach § 301 Abs. 2 S. 1 HGB ist die Kapitalkonsolidierung unverändert auf Grundlage der

Wertansätze zu dem Zeitpunkt durchzuführen, zu dem das Unternehmen Tochterunternehmen

geworden ist. Hiervon gewährt der Gesetzgeber in zwei Fällen eine Erleichterung. Sowohl im

Fall einer erstmaligen Erstellung eines Konzernabschlusses mit der Einbeziehung von Toch-

terunternehmen, die bereits länger als ein Jahr beherrscht werden können, als auch für den

Fall, dass ein Tochterunternehmen aufgrund von Einbeziehungswahlrechten gem. § 296 HGB

bislang nicht in den Vollkonsolidierungskreis einbezogen wurde, sollen die Wertansätze zum

Zeitpunkt der erstmaligen Einbeziehung für die Konsolidierung maßgeblich sein. Das gilt nach

der Neuformulierung von § 301 Abs. 2 S. 3 HGB unabhängig davon, ob ein Konzernabschluss

aufzustellen ist oder freiwillig aufgestellt wird. Schwierigkeiten können sich aber ergeben,

wenn der Erwerb der Anteile oder der Eigenschaft Tochterunternehmen schon länger zurück

liegt, bevor erstmals ein Konzernabschluss aufgestellt wird. Für diesen Fall soll es nach dem

neu eingefügten S. 5 bei der Grundregel der Wertansätze zum Zeitpunkt der Einbeziehung in

den Konzernabschluss bleiben. Ziel der Änderung ist es aber auch, Unsicherheiten für den Fall

zu beseitigen, wenn das Mutterunternehmen erstmals zur Aufstellung eines Konzernabschlus-

ses verpflichtet ist, aber bereits in den Vorjahren freiwillig Konzernabschlüsse aufgestellt hat.

Der von § 301 Abs. 3 HGB bisher vorgeschriebene Rückgriff auf die ursprünglichen Buchwer-

te bei Erwerb des Tochterunternehmens wäre mit erheblichem Aufwand verbunden und hin-

dert die Vergleichbarkeit mit den freiwilligen Konzernabschlüssen der Vorjahre.

Für assoziierte Unternehmen sah § 312 Abs. 3 HGB bisher vor, dass zwingend die Wertansät-

ze anzuwenden sind, die zum Zeitpunkt der Entstehung der Assoziierung ermittelt werden.

Diese Vorgabe kann aber bei erstmaliger Aufstellung eines Konzernabschlusses und schon

früher bestehender Beteiligung Schwierigkeiten auslösen. Der Gesetzgeber hat daher im Rah-

men des BilRUG die Regelung um einen Verweis auf die Vorschriften des § 301 Abs. 2 S. 3

und 4 HGB ergänzt, sodass für diesen Fall die für die Kapitalkonsolidierung von Tochterun-

ternehmen geltenden Erleichterungen entsprechend anzuwenden sind. Damit stellt der Gesetz-

geber klar, was bereits zuvor gängige Praxis war.

1.4.5.4 Negativer Unterschiedsbetrag, § 309 HGB

§ 309 Abs. 2 HGB regelt die Übertragung eines negativen Unterschiedsbetrags aus der Kapi-

talkonsolidierung (in der Regel eines Geschäfts- oder Firmenwerts) auf die Konzern-Gewinn-

und Verlustrechnung. Bisher war der negative Unterschiedsbetrag nur in zwei Fällen ergeb-

niswirksam auflösbar, wenn die für die Entstehung des Unterschiedsbetrags ursächlichen ne-

gativen Erwartungen eingetreten sind (beispielsweise ein Sozialplan zur Umstrukturierung

notwendig wird) oder der Unterschiedsbetrag einem realisierten Gewinn entspricht. Nach dem

BilRUG ist eine ergebniswirksame Vereinnahmung immer dann möglich und sinnvoll, wenn

24

Siehe A.1.4.3.1.
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diese den allgemeinen Bewertungsgrundsätzen und -methoden nach §§ 297, 298 HGB ent-

spricht. Eine materielle Änderung gegenüber dem bisherigen Recht soll damit nicht verbunden

sein.

Praxishinweis

Aufgrund der Unbestimmtheit der Neuregelung, wird sich die Praxis bei der Beantwortung der

Frage wann und ob eine ergebniswirksame Auflösung erforderlich ist an den Regelungen des

DRS 23
25

orientieren müssen bzw. dessen Vorgänger DRS 4, welcher letztmals für vor dem

1.1.2017 beginnende Geschäftsjahre anzuwenden ist.

1.4.5.5 Konzernanhang, §§ 313-314 HGB

Im Rahmen des BilRUG hat der Gesetzgeber die Anforderungen an den Inhalt des Konzern-

anhangs weitgehend analog zu den Inhalten des Anhangs (§ 284 HGB) klarer gefasst und gibt

für die die Bilanz sowie die GuV betreffenden Angaben eine Gliederung vor (§ 313 Abs. 1

S. 1 HGB).

Während die bestehenden Angabepflichten nach § 314 HGB bis Nr. 21 durch teilweise kleine-

re Änderungen konkretisiert wurden, sind mit den Nr. 22–26 neue Angabepflichten hinzuge-

kommen.

1.4.6 Änderungen für Unternehmen des Rohstoffsektors

Der Rohstoffabbau durch multinationale Unternehmen in schwach entwickelten Regionen

scheint regelmäßig untrennbar mit Korruption und Ausbeutung der lokalen Bevölkerung ver-

knüpft. Ziel ist es daher diesen Missständen durch umfassende jährliche Berichtserstattungs-

pflichten für Unternehmen des Rohstoffsektors über Zahlungen an staatliche Stellen entgegen-

zuwirken.

Kapitel 10 der RL 2013/34/EU über die Transparenz von bestimmten Unternehmen des Roh-

stoffsektors über ihre Zahlungen an staatliche Stellen wurde durch Einfügung eines Dritten

Unterabschnitts im Vierten Abschnitt des Dritten Buchs des HGB sowie Folgeänderungen

umgesetzt.

Der Unterabschnitt wird in drei Titel gegliedert:

! Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen

! Zahlungsbericht, Konzernzahlungsbericht und Offenlegung sowie

! Bußgeldvorschriften, Ordnungsgelder.

Für die von den Unternehmen zu erstellenden Berichte wurde die Bezeichnung „Zahlungsbe-

richt“ bzw. „Konzernzahlungsbericht“ eingeführt. Diese Kurzbezeichnung ermöglicht die ein-

deutige Zuordnung in Abgrenzung zu anderen Bestandteilen der Rechnungslegung im weite-

ren Sinne. Sie wird eingeführt, da sich die Berichte auf die geordnete Darstellung von Zahlun-

gen beschränken, die an bestimmte Empfänger geleistet worden sind. Anders als für Jahres-

und Konzernabschlüsse kommt es auf die tatsächliche Bewirkung der Zahlung, also auf einen

Zahlungsfluss an.

25

DRS 23 wurde am 25.9.2015 v. DRSC verabschiedet und ist noch nicht veröffentlicht; http://www.drsc.de/docs/sitzungen/hgb-

fa/025/26_16_HGB-FA_DRS23_CoverNote.pdf.
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1.4.6.1 Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen, §§ 341q, 341r HGB

Gem. § 341q HGB gelten die Vorschriften des Unterabschnitts für alle Kapitalgesellschaften

mit Sitz im Inland, die in der mineralgewinnenden Industrie tätig sind oder Holzeinschlag in

Primärwäldern betreiben, auf die nach den Vorschriften des Dritten Buchs die für große Kapi-

talgesellschaften geltenden Vorschriften des Zweiten Abschnitts anzuwenden sind. Das erfasst

neben großen Kapitalgesellschaften i. S. d. § 267 Abs. 3 S. 1 HGB auch große Personenhan-

delsgesellschaften i. S. d. § 264a Abs. 1 HGB sowie alle kapitalmarktorientierten Kapitalge-

sellschaften unabhängig von ihrer tatsächlichen Größe, die nach § 267 Abs. 3 S. 2 HGB als

große Kapitalgesellschaften gelten. Zudem werden auch Kreditinstitute und Finanzdienstleis-

tungsinstitute, Versicherungsunternehmen und Pensionsfonds erfasst, die nach § 340a Abs. 1

und § 341a Abs. 1 HGB die für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften anzuwen-

den haben.

§ 341r HGB enthält die Begriffsbestimmungen, die für die Anwendung des Dritten Unterab-

schnitts des Vierten Abschnitts des Dritten Buchs des HGB festgelegt werden. Die Begriffsbe-

stimmungen orientieren sich an den Definitionen nach Art. 41 der RL 2013/34/EU. Danach

umfassen die Tätigkeiten der mineralgewinnenden Industrie die Exploration, Prospektion,

Entdeckung, Weiterentwicklung und Gewinnung von Mineralien, Erdöl-, Erdgasvorkommen

oder anderen Stoffen in den Wirtschaftszweigen. Das Betreiben von Holzeinschlag in Primär-

wäldern wird nach § 341r Nr. 2 HGB mit natürlich regenerierten Wäldern mit einheimischen

Arten gleichgesetzt, in denen es keine deutlich sichtbaren Anzeichen für menschliche Eingriffe

gibt und die ökologischen Prozesse nicht wesentlich gestört sind. Nr. 3 des § 341r HGB defi-

niert den Begriff der Zahlungen. Diese sind Geld- oder Sachleistungen im Zusammenhang mit

den vorgenannten Tätigkeiten, wenn sie auf einem der im Gesetz bezeichneten Zahlungsgrün-

de beruhen.

1.4.6.2 Zahlungsbericht, Konzernzahlungsbericht und Offenlegung, §§ 341s-w HGB

§ 341s HGB regelt die Pflicht zur Erstellung von Zahlungsberichten. Danach haben Kapitalge-

sellschaften i. S. d. § 341q HGB jährlich einen Zahlungsbericht zu erstellen. Von dieser Pflicht

ist eine Kapitalgesellschaft nur in den Fällen der Absätze 2 oder 3 befreit.

Nach Abs. 2 besteht eine Befreiung von der Pflicht zur Erstellung eines Zahlungsberichts, so-

fern die Kapitalgesellschaft in den von ihr oder einem anderen Unternehmen erstellten Zah-

lungskonzernbericht nach § 341v HGB bzw. den Konzernzahlungsbericht eines anderen Un-

ternehmens mit Sitz im EU- oder EWR-Ausland einbezogen ist. Für diesen Fall muss das be-

freite Unternehmen in seinem Jahresabschluss (im Anhang) angeben, bei welchem Unterneh-

men es in den Konzernzahlungsbericht einbezogen ist.

Abs. 3 enthält eine entsprechende Befreiung für Unternehmen, die einen Bericht erstellen und

offenlegen, der die Berichtspflichten eines Drittlands erfüllt, die durch die EU Kommission als

gleichwertig mit den Vorschriften der EU-Bilanzrichtlinie bewertet werden. Voraussetzung für

die Freistellung ist, dass das Unternehmen den nach den Berichtspflichten eines Drittstaates

erstellten und offengelegten Bericht nochmals nach den für die Offenlegung des Jahresab-

schlusses geltenden Vorschriften offenlegt (Art. 46 Abs. 1 RL 2013/34/EU). Dieser Vorgabe

folgend, wird in Abs. 3 die Offenlegung des befreienden Berichts nach § 341w HGB angeord-

net. Zur Vermeidung übermäßiger bürokratischer Belastungen wird es dem Unternehmen je-

doch ermöglicht, die Erleichterungen des § 325a HGB hinsichtlich der Sprache der einzurei-

chenden Unterlagen zu nutzen. Das bedeutet vor allem, dass in englischer Sprache erstellte

Berichte nicht übersetzt werden müssen.
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§ 341t HGB regelt den Inhalt des Zahlungsberichts. Zu berichten ist dabei über Zahlungen an

staatliche Stellen und insoweit, als diese Zahlungen im Zusammenhang mit einer Tätigkeit in

der mineralgewinnenden Industrie nach § 341r Nr. 1 HGB oder mit dem Betrieb des Holzein-

schlags in Primärwäldern nach § 341r Nr. 2 HGB stehen (§ 341t Abs. 1 HGB). Hat eine Kapi-

talgesellschaft im Berichtszeitraum an keine staatliche Stelle berichtspflichtige Zahlungen ge-

leistet, muss sie im Zahlungsbericht nur die Geschäftstätigkeit angeben (sog. Negativbericht).

Sofern die Zahlungen an eine staatliche Stelle im Berichtszeitraum 100.000 € unterschreiten,

muss diese staatliche Stelle im Zahlungsbericht nicht berücksichtigt werden (§ 341t Abs. 4

S. 3 HGB).

§ 341u HGB regelt die Gliederung des Zahlungsberichts. Abs. 1 legt fest, dass in dem Zah-

lungsbericht eine Gliederung nach Staaten (CbCR) und innerhalb der Staaten nach einzelnen

staatlichen Stellen vorzunehmen ist, die Empfänger von Zahlungen waren. Die staatlichen

Stellen sind so zu bezeichnen, dass eine eindeutige Zuordnung ermöglicht wird. Dafür wird

i. d. R. deren amtliche Bezeichnung, Ort und Region des Staates ausreichen. Zu jeder staatli-

chen Stelle muss die Kapitalgesellschaft sodann den Gesamtbetrag aller an diese staatliche

Stelle geleisteten Zahlungen und die Gesamtbeträge getrennt nach Zahlungsgründen aufführen

(§ 341u Abs. 2 HGB). Dabei muss zur Vereinfachung nicht zu jeder Zahlung angegeben wer-

den, welcher Zahlungsgrund im Einzelnen besteht; ausreichend ist vielmehr die Bezeichnung

der Nummer von § 341r Nr. 3 HGB, in deren Kategorie die Zahlung fällt. Abs. 3 regelt die

sog. projektbezogene Darstellung der Zahlungen. Erforderlich ist dabei zunächst eine eindeu-

tige Bezeichnung des Projekts, um dieses Projekt von anderen Projekten desselben Unterneh-

mens abzugrenzen. Zu diesem Projekt sind sodann der Gesamtbetrag aller darauf bezogenen

Zahlungen an eine staatliche Stelle und dann eine Aufgliederung nach den Zahlungsgründen

des § 341r Nr. 3 HGB vorzunehmen. Auch insofern genügt es, als Zahlungsgrund die betref-

fende Nummer von § 341r Nr. 3 HGB zu bezeichnen. Abs. 4 des § 341u HGB stellt diesbezüg-

lich klar, dass Zahlungen wie z. B. die KSt, die nicht projektgenau ermittelt werden, auch nicht

projektbezogen dargestellt werden müssen.

Spiegelbildlich zum Zahlungsbericht des einzelnen Unternehmens sieht § 341v HGB eine Be-

richterstattung auf konsolidierter Ebene durch ein Mutterunternehmen vor. Das Mutterunter-

nehmen hat einen Konzernzahlungsbericht zu erstellen, wenn es eine Kapitalgesellschaft oder

Personenhandelsgesellschaft i. S. d. § 341q HGB ist. Voraussetzung ist dafür zunächst, dass es

sich um ein Mutterunternehmen i. S. d. § 290 HGB handelt, also mindestens ein Tochterunter-

nehmen hat. Darüber hinaus muss das Mutterunternehmen die Voraussetzungen des § 341q

HGB erfüllen, also nach den Vorschriften des Dritten Buchs den für große Kapitalgesellschaf-

ten geltenden Vorschriften des Zweiten Abschnitts des Dritten Buchs des HGB unterworfen

sein. Auf Besonderheiten der Tochterunternehmen kommt es insoweit nicht an. Hinsichtlich

der Branchenzugehörigkeit muss das Mutterunternehmen selbst oder zumindest eines seiner

Tochterunternehmen in der mineralgewinnenden Industrie tätig sein oder Holzeinschlag in

Primärwäldern betreiben (§ 341v Abs. 1 S. 2 HGB). Sind weder das Mutterunternehmen noch

ein Tochterunternehmen in diesen Branchen tätig, ist ein Konzernzahlungsbericht nicht zu er-

stellen. Abs. 2 der Norm regelt, unter welchen Umständen ein Mutterunternehmen keinen

Konzernzahlungsbericht erstellen muss. Dies ist dann der Fall, wenn das Mutterunternehmen

seinerseits als Tochterunternehmen in einen übergeordneten Konzernzahlungsbericht einbezo-

gen ist. Die Vorschrift entspricht insofern im Ergebnis der vergleichbaren Regelung für den

Konzernabschluss in § 291 HGB. In Abs. 3 wird klargestellt, dass in den Konzernzahlungsbe-

richt das Mutterunternehmen und alle Tochterunternehmen ohne Rücksicht auf ihren Sitz ein-

zubeziehen sind. Das entspricht der für den Konzernabschluss geltenden Vorgabe des § 294

Abs. 1 HGB. Sofern das Mutterunternehmen den Konzernabschluss nicht nach dem HGB,
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sondern im Einklang mit § 315a HGB nach Maßgabe der von der EU übernommenen interna-

tionalen Rechnungslegungsstandards aufstellt, richtet sich der Konsolidierungskreis auch für

den Konzernzahlungsbericht nach diesen Vorschriften. Ist ein nach Abs. 3 einzubeziehendes

Unternehmen nicht in der mineralgewinnenden Industrie tätig und betreibt auch keinen Holz-

einschlag in Primärwäldern, kann die Einbeziehung nach Abs. 4 S. 1 unterbleiben. Zudem

sieht Abs. 4 S. 2 Nr. 1 vor, dass Unternehmen nicht in den Konzernzahlungsbericht einbezo-

gen werden müssen, wenn sie nach § 296 Abs. 1 Nr. 1 oder 3 HGB nicht in den Konzernab-

schluss einbezogen werden müssen und davon Gebrauch gemacht haben. Insofern wird damit

ein Gleichlauf zwischen Konzernabschluss und Konzernzahlungsbericht hergestellt. Darüber

hinaus wird in Abs. 4 S. 2 Nr. 2 ein eigenständiger Befreiungstatbestand geschaffen. Danach

kann auf die Einbeziehung verzichtet werden, wenn die für den Konzernzahlungsbericht benö-

tigten Angaben nicht ohne unverhältnismäßig hohe Kosten oder ungebührliche Verzögerungen

verfügbar sind. Voraussetzung ist aber, dass das Tochterunternehmen nach § 296 Abs. 1 Nr. 2

HGB aus dem gleichen Grund – bezogen auf die für den Konzernabschluss benötigten Anga-

ben – nicht in den Konzernabschluss einbezogen wurde. Der Inhalt und die Gliederung des

Konzernzahlungsberichts richtet sich im Wesentlichen nach den Vorgaben für den Zahlungs-

bericht, was Abs. 5 mit der entsprechenden Verweisung auf die §§ 341s bis 341u HGB anord-

net. Klargestellt wird, dass die Berichterstattung konsolidierte Angaben zu allen einbezogenen

Unternehmen enthalten muss und dass in den Konzernzahlungsbericht nur solche Zahlungen

an staatliche Stellen aufzunehmen sind, die sich aus der Geschäftstätigkeit in der mineralge-

winnenden Industrie oder aus dem Holzeinschlag in Primärwäldern ergeben. Zugleich wird

klargestellt, dass das Mutterunternehmen die Zahlungen im Konzernzahlungsbericht nicht da-

nach aufgliedern muss, auf welchen Rohstoff sie sich beziehen.

Ein wesentliches Element der Transparenz im Rohstoffsektor ist die Offenlegung der Zah-

lungsberichte. Dabei gibt Art. 45 der RL 2013/34/EU vor, dass die Offenlegung in der Weise

zu erfolgen hat, in der auch (andere) Rechnungslegungsunterlagen und für das Handelsregister

relevante Umstände offenzulegen sind. § 341w HGB knüpft daran an und sieht dementspre-

chend eine Offenlegung im Bundesanzeiger vor. Das Verfahren wird entsprechend dem Ver-

fahren zur Offenlegung von Jahres- und Konzernabschlüssen geregelt. Danach beträgt die

Offenlegungsfrist höchstens ein Jahr nach dem Abschlussstichtag. Die Offenlegung im Bun-

desanzeiger erfolgt durch die elektronische Einreichung des Zahlungsberichts beim Betreiber

des Bundesanzeigers und die Erteilung eines entsprechenden Veröffentlichungsauftrags. Die

veröffentlichten Zahlungsberichte werden im Anschluss auch im Unternehmensregister ge-

speichert und sind dann im Internet einsehbar. Die Offenlegung hat in deutscher Sprache zu

erfolgen (wie beim Jahresabschluss nach § 325 HGB). § 341w Abs. 2 HGB erweitert die

Offenlegungspflicht auf den Konzernzahlungsbericht.

1.4.6.3 Bußgeldvorschriften und Ordnungsgelder, §§ 341x–y HGB

§ 341x HGB sieht in Anlehnung an § 334 HGB die Einstufung bestimmter Verstöße gegen

Vorgaben des Dritten Unterabschnitts als Ordnungswidrigkeiten und deren Ahndung vor.

Verwaltungsbehörde ist auch insoweit das BfJ. Ordnungswidrig ist zwar nicht der Verzicht auf

das Erstellen oder die Offenlegung von Zahlungs- oder Konzernzahlungsberichten, da insofern

das Ordnungsgeldverfahren nach § 341y HGB vorgesehen ist. Ordnungswidrig ist es aber,

vorsätzlich den inhaltlichen Vorgaben an Zahlungs- und Konzernzahlungsberichte zuwiderzu-

handeln, also erforderliche Angaben wegzulassen oder den Aussagegehalt durch unrichtige

Angaben zu verfälschen. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000 €

geahndet werden.


